
Lesefassung der Beitragssatzung zur Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke der Gemeinde Wesenberg, OT Ratzbek 
Stand: 02. Oktober 2001, Umrechnung nach Euro-Beträgen 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
   

BEITRAGSSATZUNG 
zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke und den 

Anschluss an die Abwasseranlage in der Gemeinde Wesenberg 
für den Ortsteil Ratzbek 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein und der §§ 1, 2 und 8 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der jeweils gültigen Fassung 
wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 22. November 1993 fol-
gende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Beiträge 

 
(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwassergebühren 

oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentralen öffentlichen Ab-
wasserbeseitigungsanlage einschließlich des jeweils ersten Grundstücksanschlusses 
Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme er-
wachsenden Vorteile. 

 
(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Aus- und Umbau zentraler öffentlicher Abwasser-

beseitigungsanlagen wird in einer besonderen Satzung geregelt. 
 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwas-

serbeseitigungsanlage angeschlossen werden können und für die 
 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 

 
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 

Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung 
in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

 
(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage tatsäch-

lich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-

rechtlichen Sinne. 
 
 

§ 3 
Beitragsmaßstab und Beitragssatz 

 
(1) Berechnungsgrundlage für den Abwasserbeitrag ist die Flächengröße des Grundstü-

ckes. Der Abwasserbeitrag beträgt je Quadratmeter Grundstücksfläche für die 
Schmutzwasserbeseitigung 4,09 EURO/m². 
 

(2) Als Flächengröße des Grundstückes nach Abs. 1 gilt 



 

 
a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flä-

che, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nut-
zung festgesetzt ist, 

 
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die 

Flächen im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im 

Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 Baugesetzbuch), die Gesamtflä-
che des Grundstückes, höchstens jedoch die Flächen zwischen der jeweiligen Stra-
ßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei 
Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbunden sind, die Fläche zwischen 
der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m da-
zu verlaufenden Parallelen, 

 
d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) bis c) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der je-
weiligen Straßengrenze bzw. im Falle von Buchstabe c) der der Straße zugewand-
ten Grundstücksseite und einer Linie hierzu, die in einer Parallelen verläuft, die der 
übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

 
e) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch) die Grundflä-

che der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2. 
 
Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten ver-
laufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuord-
nung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. 

 
 

§ 4 
Beitragspflichtige 

 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind 
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 5 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen 

öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage einschließlich des ersten Grundstücksan-
schlusses. 

 
(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens je-

doch mit dessen Genehmigung. 
 



 

§ 6 
Vorauszahlungen 

 
Auf Beiträge können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der Aus-
führung der Maßnahme begonnen wird.  
§ 4 gilt entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung ist bei der Erhebung des endgültigen 
Beitrags gegenüber dem Schuldner des endgültigen Beitrags zu verrechnen. 
 
 

§ 7 
Veranlagung, Fälligkeit 

 
Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe 
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorauszahlung. 
 
 

§ 8 
Auskunfts-, und Duldungspflicht 

 
Die Beitragspflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-
zung und Erhebung der Beiträge nach dieser Satzung erforderlich ist.  
Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betre-
ten, um Bemessungsgrundlagen für die Beitragserhebung festzustellen oder zu überprüfen; 
die Beitragspflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen die Pflichten nach § 8 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten 
nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Beitragssatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
23858 Wesenberg, den 22. November 1993  

 
Der Bürgermeister 
gez. Kaack 
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